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Freitag S . Dezember 1878 -

s -spi-

Badischer Landtag .

Karlsrahe , 5. Dez . 15 . öffentliche Sitzung der Ersten
Kammer , unter Vorsitz des Präsidenten Obcrhofrichter
Obkirchcr .

Unserem in der gestrigen Nummer gebrachten Berichte las¬
sen wir die nachstehenden Einzelheiten über den Verlaus der
Sitzung Nachfolgen .

Nach Bckanntgebung der Einläufe knüpfte der Vor¬
sitzende an die Mittheilung Seitens der Zweiten Kammer
betreffend die Erledigung des Gesetzesentwurfes über die
Handelskammern folgende Bemerkungen :

Den Mitgliedern des hohen Hauses wird es nicht ent¬
gangen sein , daß bei Berathung dieses Gegenstandes in der
Zweiten Kammer von Seiten eines Abgeordneten derselben
gegen die Erste Kammer der Vorwurf erhoben worden
ist , daß dieser Gesetzesentwurf nicht noch vor unserer Be-

' urlaubung im Februar d . I . in der Ersten Kammer zur
Berathung gelangte. Es hat der Herr Präsident der hohen
Zweiten Kammer dieser Bemerkung gegenüber sofort konsta-
tirt , daß dieser Gesetzesentwurf in der Zweiten Kammer am
4. Februar berarhen worden, daß das Resultat dieser Bera¬
thung uns am 6 . Februar zugekommen ist und daß am 9.
Februar der Schluß der ersten Hälfte des Landtags , also
die Beurlaubung, eingctreten ist . Der Herr Piästdcnt des
andern hohen Hauses machte dabei aber die Bemerkung , daß
überhaupt die hohe Erste Kammer vermöge ihrer Zusammen¬
setzung und da sie nicht immer in plcnu beisammen ist, nicht
befähigt sei , ein Gesetz , das nicht zu den allerdringendsten
gehört, in einer so außerordentlichen Eile zu erledigen.

Dem gegenüber mochte ich nun doch hier heroorheben, daß
die Zusammensetzung dieses hohen Hauses für die hier vor¬
liegende Frage ohne Bedeutung ist. Der Herr Präsident
der Zweiten Kammer meint wohl auch mehr den Umstand ,
daß die Mitglieder des Hauses nicht immer hier anwesend
find , waS bekanntlich darin seinen Grund hat, daß das
Haus oft ganz ohne Geschäfte ist , und hier muß ich hervor¬
heben , daß dieser Umstand noch niemals die nöthige Be¬
schleunigung eines Gegenstandes verhindert hat . Wenn eS
nöthig ist , sind wir hier versammelt , und, was den hier
fraglichen Gegenstand betrifft , so trifft diese Bemerkung um
so weniger zu, als wir in der Zeit vom 6. Februar, da wir
die Miltheilungen der Beschlüsse der Zweiten Kammer er¬
hielten , bis zur Beurlaubung Alle hier versammelt waren .
Wir hatten am 6. Februar Sitzung , deßgleichen am 8 . Fe¬
bruar Vormittags und Nachmittags und am 9. Februar
trat dann die Beurlaubung ein .

Die Ursache , warum dieser Gegenstand nicht früher zur
Erledigung kommen konnte, wurde bereits in der Nachmit¬
tags -Sitzung des 8. Februar vom Herrn Berichterstatter
hervorgehvben. Zunächst mußten die Beschlüsse der Zweiten
Kammer , welche uns eingedruckt zukamcn , erst gedruckt
werden, damit die Mitglieder des Hauses wußten , was be¬
schlossen ist. ES leuchtet ein , daß vom 6. bis 9. Februar
die Erledigung dieses Gegenstandes nicht stattfinden konnte,
wie eS eben auch der Herr Präsident des andern hohen
Hauses anerkannt hat .

In der nämlichen Verhandlung der hohen Zweiten Kam¬
mer sind Aeußerungen gethan worden gegen ein Mitglied
dieses Hauses . Man fand eine hier gefallene Aeußerung für
die Zweite Kammer und deren Justizkommission sehr ver¬
letzend und unpassend, wie sie bezeichnet wurde . Es kommt
mir nicht zu, zu beurtheilen, ob die Aeußerungen , wie sie in
der Zweiten Kammer vorgckommen sind, nicht selbst verletzend
und unpaffend waren ; die Entscheidung darüber stand nur
dem Herrn Präsidenten der Zweiten Kammer zu. Ich hätte
aber gewünscht , daß, wenn man einmal den Gegenstand in
-er Zweiten Kammer besprechen wollte, es daun auch voll¬
ständig geschehen wäre , daß man namentlich auch mit größe¬
rer Deutlichkeit hervorgehvben hätte, daß die Aeußerung eine-
Mitgliedes dieses Hauses , welche verletzend und unpassend
befunden worden ist, von ihm später gerade nach der subjek¬
tiven Seite hin , nach welcher sie verletzend und unpassend
erscheinen konnte, in einer Weise zurückgenommen worden ist,
daß ich mich veranlaßt fand , zu sogen , daß nach dieser spä¬
teren Erklärung für mich keine Veranlassung zu einer weiteren
Bemerkung vorliege. Damit war die Sache hier erledigt.
Ich hätte also gewünscht, daß dieser Vorgang vollständig
dargestellt worden wäre, damit der Schein vermieden worden
wäre, »IS ob in diesem Hause Aeußerungen , die für daS
andere Haus als verletzend und als unpassend erachtet werden,
ohne Weiteres hingenommen werden , ohne die nöthige ge«
schöftsordnungsmäßige Beachtung in diesem Hause zu finden.

Hierauf erhielt das Wort Geheimerath Renaud :
Durchlauchtigste, hochgcchrtcste Herren ! Gestatten Sie mir

Ihre Aufmerksamkeit auf einen Gegenstand zu lenken, welcher
nur mittelbar vor das Forum dieses hohen Hauses gehört.
ES handelt sich nämlich um Vorgänge in der 53. öffent¬
lichen Sitzung der Zweiten Kammer , die ein Gutachten de-
treffen, welches ich nicht als Mitglied dieses hohen Hause»,
sondern außerhalb dieser Stellung im Aufträge de- Großh.
Ministeriums der Justiz abgegeben habe.

Da diese Arbeit jedoch auch an die Mitglieder der Ersten
Kammer vertheilt wurde und für diese Seitens der Großh.
Regierung mit bestimmt ist, so hielt ich es für meine Pflicht,
die Sache hier zur Sprache zu bringen . Auf Grund des eben
hrrvorgehobenen Umstands hat mir denn auch das hohe
Präsidium, an das ich mich deßhalb in einer Zuschrift vom 24.
Nov . gewendet hatte , das Wort in dieser Angelegenheit für

die heutige Sitzung zugesagt. Eine Stelle des von mir im
Aufträge des Großh . Justizministeriums ausgearbeiteten Gut¬
achtens über die Gesetzgcbungs - Frage den Ausgleich zwischen
dem deutschen Reichsrechte und dem Ooäs civil (Badischen
Landrechte ) betreffend , hat bei Mitgliedern der Zweiten
Kammer und insbesondere auch dem Präsidenten dieser letz
teren Anstoß erregt. Es ist dies der Passus ( S . 10 ) ,
welcher mit den Worten beginnt : „Es ist aber mißlich" .
Der Herr Präsident der Zweiten Kammer hat sich veran¬
laßt gesehen , in einer Sitzung dieses Hauses, am 23 . Nov.,
zu erklären :

„ Daß die betreffende Ausdrucksweise eine sehr ver¬
letzende und eine die schicklichen Rücksichten gegen das
hohe Haus und die erwählte Justizkommission hintan¬
setzende sei."

Eine solche Aeußerung kann ich nicht stillschweigend hin¬
nehmen.

Ich behaupte nämlich , daß die angegriffene Stelle in
meinem Gutachten weder der Form noch dem Inhalte nach
irgend etwas Verletzendes hat , wie ich denn kaum zu er¬
klären brauche , daß jede beleidigende Absicht mir ferne lag .
In der in Frage stehenden Arbeit versuchte ich die Dar¬
legung , daß eine gesetzliche Spezifizirung aller durch die
Reichs-Justizgesctze aufgehobenen Landrechts -Äestimmungen
eine dermalen unlösbare Aufgabe sei ; daß dem
Gesetzgeber hierbei die sofortige Entscheidung einer jetzt
noch nicht spruchreifen Sache zugewuthet werde ; —
daß es nicht blos schwierig , sondern unmöglich sei , zur
Zeit eine spezielle Aufführung der in Wegfall kommenden
LandrechtS-Sätze in einer sicheren und abschließen¬
den Weise vorzunehmen , und daß deßhalb- ein solches
Werk für den Gesetzgeber sich nicht eigne. Hierbei sagte ich
im Anschlüsse an einen Ausdruck im Berichte der Justiz-
kommission der Zweiten Kammer :

„ Es ist aber mißlich , wenn der Gesetzgeber nicht blos
den Schein der Unfähigkeit zu einer Arbeit auf sich zieht,
sondern wirklich Jnkapazität zur Lösung einer von ihm
ohne Noth übernommenen Aufgabe darlegt."

Bei unbefangener Betrachtung muß es wohl einleuchten,
daß ich hier nur einen allgemeinen Grundsatz der Gesetz¬
gebungspolitik aussprach. — Auch hat das Wort „ Jnka¬
pazität" an sich nichts Verletzendes. Denn cs kann die Un¬
fähigkeit nicht allein in einem Mangel an der geistigen Kraft
liegen, die man bei den Gliedern gesetzgebender Körper unter¬
stellen muß ; eS kann jene vielmehr in der Aufgabe selbst,
welche sich durch ihre Natur einer Lösung entzieht , oder doch
einer solchen Lösung , wie sie sich allein für einen Gesetz¬
geber eignet, ihren Grund haben. Es handelte sich nicht um
rin fertiges Gesetz und dessen Kritik , sondern um ein noch
herzustellendcs Gesetzeswerk . Deßhalb wollte ich mit allen
mir zu Gebote stehenden Argumenten vor einer legisla-
torischen Arbeit warnen , die ich nach meinem subjektiven
Erachten für eine solche halte, welche mit Erfolg nicht voll¬
führt werden kann. Daß ich lediglich in diesem Sinne von
einer Jnkapazität des Gesetzgebers sprach , liegt nach dem
ganzen Zusammenhänge meiner Aeußerung auf der Hand .

Gesetzgeber ist denn auch weder die Justizkommission der
Zweiten Kammer , noch die Zweite Kammer. Eine Ver¬
letzung jener Kommission oder des Hauses selbst war also
auch aus diesem Grunde in der angefochtenen Stelle des
Gutachtens nicht zu finden. DieS ist um so klarer , als ich
einige Zeilen weiter hinsichtlich der Justizkommission der
Zweiten Kammer ausdrücklich anerkenne, daß sie aus daS
von ihr unternommene Werk alle Mühe und Sorg¬
falt gewandt habe.

Ich muß demnach den mir gemachtenVorwurf einer Ver¬
letzung der Zweiten Kammer und ihrer Kommission , sowie
einer Hintansetzung schicklicher Rücksichten gegen dieselben mit
aller Entschiedenheit zurückweisen .

Im Weiteren ist es unrichtig, daß ich daS betreffende
Gutachten , wie in dem Berichte der Karlsruher Zei -
tung über die Verhandlungen der 53. Sitzung der Zweiten
Kammer gesagt ist, erst auf die mündliche Erinne -
rung des Herrn Präsidenten des Justizministeriums abge¬
geben habe . Folgewcise ist eS nicht weniger unrichtig , wenn
man auf Grund dieser angeblichen Aeußerung des Herrn
Justizministers behauptet, wie dies geschehen ist, ich wäre
einer vor längere Zeit an mich ergangenen und nicht
beantworteten Aufforderung zur Abgabe eines Gutachtens
erst kurz vor Thorschluß nachgekommen .

Ich war allerdings vor längerer Zeit zugleich mit Hof¬
rath Behaghel vom Großh . Justizministerium um die Be¬
gutachtung des ursprünglichen Entwurfs des Ein¬
führungsgesetzes angegangen worden . Allein ich hatte
die Uebernahme dieser Aufgabe wegen Mangels an Zeit in
einem Schreiben an da» Großh . Justizministerium abgelehnt .
Der Auftrag , welcher das gegenwärtige Gutachten veran«
laßte, hängt mit jenem früheren Aufträge in keiner Weise
zusammen. Am Tage der Wiedereröffnung der Kammern,
am 28. Okt ., wurde ich von dem Herrn Justizprästdenten
mündlich um die spezielle Begutachtung der Dero¬
gationsfrage ersucht, und nicht daran erinnert ,
lehnte aber wegen überhäufter Amtsgeschäfte ab. Durch ein
Schreiben des Herrn Justizwinistcrs vom 29 . , welches ich
am 30. Okt. in Heidelberg, erhielt, wurde der mündlich aus- ^
gesprochene Wunsch wiederholt , mit dem Bemerken, daß auch
ein kürzerer Ausspruch von meiner Seite , der erkennen ließe,
daß ich in der betreffenden Frage den Standpunkt der Großh.
Regierung theile, für diese wie für die Sache von größter

Bedeutung sein würde. Ich sagte nunmehr die kürzere Mei¬
nungsäußerung zu.

Das gewünschte Gutachten gelangte bereits am 11 . Nov.
Abends in die Hände des Herrn Präsidenten des Ministe¬
riums der Justiz . — Von einer mir zur Last fallenden
Verspätung kann also nicht die Rede sein.

Sollte es noth thun, so bin ich bereit , die Genauigkeit
meiner Angaben hinsichtlich der auf die Abfassung des Gut¬
achtens bezüglichen Umstände urkundlich zu belegen .

Von dem Urtheile, welches der Hr. Justizminister über
meine Arbeit in einem an mich gerichteten Schreiben fällte,
will ich jetzt nicht sprechen. Eines jedoch kann ich nicht mit
Stillschweigen übergehen , mag es auch — mißverstanden —
zu neuen Angriffen gegen meine Arbeit gebraucht werden .
Es dient nämlich wesentlich zur Richtigstellung der Ange-
legenheit, soweit dieselbe mich belrifft.

Bei Uebersendung des Gutachtens schrieb ich unterm 11.
November an den Hrn . Präsidenten des Justizministeriums,
ich wäre erbötig, wenn derselbe Ergänzungen oder Aende»
rungen ( ich meinte selbstverständlich nur Aenderungen for¬
maler Art) für zweckmäßig erachten sollte , deßfalls mit ihm
in's Benehmen zu treten. Die umgehende Antwort des
Hrn . Justizministers in einem Schreiben vom 11 . November
Abends lautete dahin, daß eine solche Rücksprache als un«
nöthig erscheine.

Bis vorgestern glaubte ich, Durchlauchtigste, hochgeehrteste
Herren, mich auf das Vorgetragene beschränken zu können.
Der an jenem Tage an die Mitglieder dieses hohen Hauses
mitgetheille zweite Bericht der Juftizkommlssion
der Zweiten Kammer nölhigt mich jedoch dem Gesagten noch
einige kurze Worte beizufügen .

Ein Theil der Bemerkungen, zu denen mich dieser Bericht
veranlaßt , hat allerdings schon in demjenigen seine Erledi¬
gung gefunden , was ich dem hohen Hause vorzutragen die
Ehre hatte. Doch glaube ich wiederholen zu sollen , daß ich
an der in jenem Berichte hrrvorgehobenen Verspätung des
Gutachtens keine Schuld trage.

Auch muß ich wiederholt betonen , daß ich am 30. Okt.
d . I . dem Herrn Justizminister nur eine kürzere Meinung «,
äußerung versprach, nachdem jener selbst einen kürzeren Aus¬
spruch für bedeutend für die Großh . Regierung , wie für die
Sache erklärt hatte.

Unter solchen Umständen lag es mir nun nicht ob , da¬
von mir in der Derogationsfrage vertretene Prinzip an
Hunderten von Landrechtssätzen darzulegen; was auch bei der
Kürze der mir bemessenen Zeit unmöglich gewesen wäre . ES
war dies aber nach meiner Ansicht auch nicht nöihig ; ich
halte auch jetzt die von mir angeführten Beispiele für ge-
nügend und durchschlagend .

Dies mag , Durchlauchtigste, hochgeehrteste Herren, genügen
in Betreff des Vorwurfs der Lückenhaftigkeit , welchen
der Bericht der Justizkommission der Zweiten Kammer mei¬
ner Arbeit macht , d. h. einer Arbeit , welche das Großh.
Justizministerium unter die Mitglieder beider Häuser hat
vertheilen lassen.

Auf den weiteren Vorwurf aber der Flüchtigkeit
brauche ich wich nicht einzulafscn ; die Wissenschaft wird hier
in letzter Instanz sprechen. Meine Erklärung auf den lk. -
Bericht der Justizkommission der Zweiten Kammer glaube
ich überhaupt , Durchlauchtigste, hochgeehrteste Herren , auf das
Nothwendigste beschränken zu sollen , muß ich doch besorgen,
weiter mißverstanden zu werden .

Im Eingänge des Gutachtens sagte ich , ich hätte geglaubt,
mich dem vom Großh . Ministerium der Justiz gegebenen
Aufträge im Interesse der hochwichtigen Sache nicht ent¬
ziehen zu dürfen , trotzdem die Kürze der zu dessen
Ausführung bemessenen Zeit und überhäufte
Amtsgeschäfte mir ein näheres Eingehen in Ein «
zelnheiten , wodurch der von mir vertretene Stand¬
punkt weiter begründet worden wäre , nicht gestat -
teten . Der Bericht der Justizkommission findet in diesen
Worten eine Entschuldigung der Mängel der Arbeit mit un¬
genügender freier Zeit, die ich geben zu sollen für nöthig er¬
achtet. Ich kann Sie, Durchlauchtigste, hochgeehrteste Herren,
versichern, daß ich nicht die mindeste Absicht hatte , durch
jene Worte oder in irgend einer andern Stelle des Gut¬
achtens Mängel meiner Arbeit anzuerkennen.

Justizministerial-Präsident » . Grimm : Die Darstel¬
lung des Vorredners über den Zweck seines Gutachtens, za
welcher er einige Worte hinzuzusügen für nöthig erachte, sei
im Wesentlichen richtig und er könne nur bedauern , wenn
die Aeußerungen , die er selbst in dieser Angelegenheit in der
Zweiten Kammer gethan habe , zu einer anderen Auffassung
Veranlassung gegeben hätten.

Die Großh . Regierung habe seiner Zeit von den beiden
Lehrern des französischen bezw. badischen CivilrechtS Gut¬
achten erbeten . Wenn er nun in der Zweiten Kammer die
Eiklärung abgegeben , er habe die Erstattung fraglicher Gut¬
achten in Erinnerung gebracht , so sei dieser Ausdruck
nach dem Verlauf der Dinge und nach den Schlüffen , welche
man an denselben geknüpft habe , erläuterungsbedürftig . Er
habe damit nur sagen wollen , daß er den Hrn . Geheimerath
Renaud schon früher um ein Gutachten gebeten und dann
später diesen Wunsch wiederholt habe. DaS Justizmini¬
sterium stehe ja mit den Rechtslehrern in keinerlei dienst¬
lichem Verkehre, könne die letzteren vielmehr nur um ihre
Beihilfe in bestimmten Angelegenheiten ersuchen.

Er habe nun am 28. Oktober d . I . den Geheimerath
Renaud mündlich um dir Erstattung «ine» Gutachtens ge-



beten und eS sei richtig , daß der Letztere sich geäußert habe ,
er sei mit Geschäften zu sehr in Anspruch genommen . Ebenso
sei richtig , daß er hierauf dem Genannten erklärt habe , auch
eine kürzere Arbeit , ein kürzerer Ausspruch über die be¬
treffende Frage werde für die Großh . Regierung von hohem
Werthe sein .

Dieses Verlangen sei, wie er glaube , ein völlig berechtigtes
gewesen , weil eS der Großh . Regierung von Wichtigkeit sein
müsse , wenn eine so bedeutende Autorität , wie Geheimerath
Renaud , ihre Ansicht in der Derogationsfrage thcile .

Der Vorredner habe sich bezüglich der Unvollständigkeit
seiner Arbeit mit Recht auf die Kürze der Zeit berufen ; da
es dem Justizministerium darum zu thun sein mußte , jeden «
falls vor der Beschlußfassung der beiden Kammern über die
im Gutachten behandelte Materie in den Besitz desselben zu
gelangen , so sei der Verfasser um thunlichste Beschleunigung
seiner Arbeit gebeten worden .

Daß ungeachtet der kurz bemessenen Zeit ein höchst schätzens -
wertheS und verhältnißmäßig ausführliches Werk zu Stande
gekommen , welches einen werthvollen Beitrag zur Lösung
der bezüglichen Frage liefere , müsse er ausdrücklich betonen
und anerkennen , wie denn überhaupt Vorarbeiten dieser Art
für alle gesetzgebenden Faktoren höchst willkommen zu heißen
seien .

Auf diese Art zur Klärung der Anschauungen beizutragen
habe er um so weniger Anstand genommen , als ja auch im
Reichstage bei den brennendsten Fragen stets solche Gut¬
achten eingeholt zu werden pflegten .

Ebensowenig habe er gegen die Vertheilung des Gutachtens
Bedenken getragen , da er in demselben keinerlei Verletzung
irgend einer Person erblickt habe und auch jetzt, nach wieder¬
holtem Durchlesen und nach eingehender Prüfung , nicht er«
blicken könne .

Er bedauere aufrichtig , daß er zu einem solchen Mißver¬
ständnisse seinerseits durch Vertheilung des Gutachtens mit
Anlaß gegeben ; allein sofern er an dem gerügten Ausdrucke
etwas gefunden hätte , würde er den Verfasser sofort zur Be¬
seitigung desselben aufgefordert haben , welchem Verlangen ja
Geheimerath Renaud — wie derselbe heute selbst bemerkt —
jedenfalls bereitwilligst entsprochen haben würde .

Durch diese Worte hoffe er zur Aufklärung deS Sachver¬
halts beigetragen zu haben .

Bei der nunmehr folgenden Berathung des von Verwal -
tungsgerichtshofS -Präsident Schwarzmann erstatteten Kom¬
missionsberichts über den Entwurf eines Gesetzes „ die
im polizeilichen Arbcitshause zulässigen Disziplinarstrafen
betreffend " ergreift zunächst das Work der

Berichterstatter Schwarzmann : Der vorliegende Gesetzes
entwurf bezwecke die Zulassung zweier Disziplinarstrafen
im polizeilichen Arbcitshause , nämlich des Dunkelarrests uud
hie Anwendung des Zwangsstuhls , Strafen , wie sie früher
schon in der polizeilichen Vcrwahrungsanstalt in Uebung ge¬
wesen seien . Der Grund , warum bei Einführung des Reichs -
Strafgesetzbuchs und der dadurch bedingten Umwandlung der
polizeilichen Verwahrungsanstalt in ein Arbeitshaus diese
Strafen nicht mit herübergenommen worden seien , sei aus
den bei der Einführung gepflogenen Verhandlungen nicht er¬
sichtlich . Werse man aber einen Blick in die statistischen
Jahrbücher jener Zeit , so lasse sich bis zum Jahre 1872
eine stete Abnahme der Zahl der Insassen jener Anstalt er¬
kennen , deren es in dem bezcichneten Jahre nur noch zehn
gewesen seien .

Bei einem solch' niederen Gefangenenstand falle natürlich
die Handhabung der Disziplin leichter und es sei dcßhalb
der Versuch gemacht worden , mit den unter Ziffer 1 und 4
deS Artikels 13 Ziffer 3 des Gesetzes vom 23 . Dezember
1871 aufgeführten milderen Strafen auszureichen .

AlS aber nach Einführung des Reichs -Strafgesetzbuchs die
Anzahl der Sträflinge bedeutend zugenommen , jo daß sogar
für Erweiterung der Räumlichkeiten der Anstalt Sorge hatte
getragen werden müssen , habe sich sofort das Bedürfniß einer
Vermehrung , bezhw . Verschärfung der Strafen fühlbar ge¬
macht , ohne welche die Zucht und Ordnung in der fraglichen
Anstalt nicht wohl aufrechterhalten werden könne.

Indem er Namens der Kommission Annahme des vor¬
liegenden Entwurf » empfehle , müsse er noch auf eine Stelle
im Kommiffionsbericht Hinweisen , welche er allein zu vertre -
ten habe , da in der Kommissionssitzung die an jener Stelle
behandelte Frage nicht zur Sprache gekommen sei . Auf
Seite 4 des Bericht » sei gesagt , die jetzt vorgeschlagencn
Disziplinarstrafen - seien im Vergleich mit den früheren inso¬
fern noch milder , als der Dunkelarrest früher bis zu 4 Tage
ausgedehnt und dazu noch mit Hungerkost oder Kostabzügen
verbunden werden konnte , während jetzt eine solche Verbin¬
dung nicht zulässig und die Dauer auf 3 Tage beschränkt sei .

Diese Ansichtsäußerung sei nun nur insofern unbedenklich ,als die zulässige Dauer de» Dunkelarrests in der Thal von
4 Tagen auf 3 Tage beschränkt werde ; was dagegen die
Kombination de» Dunkelarrestes mit anderen Strafen an¬
lange , so gehe die Großh . Regierung von der Ansicht au »,
daß solche auch jetzt noch statthaft sei.

Redner setzt nun im Einzelnen die Gründe aus einander ,
welche für die eine oder die andere Ansicht sprechen, und ge¬
langt schließlich zu der von der Großh . Regierung vertrete -
nen Anschauung , wonach eine solche Strafenverbindung auch
in Zukunft zur Anwendung gelangen kann .

Regierungskommissär Ministrrialrath Frey : Durch die
nunmehr erfolgte Verlegung der Männerabkheilung deS Ar¬
beitshauses nach Sislau sei der Moment eingelreten , wo
eine Verschärfung der Disziplinarstrafen unentbehrlich er-
scheine.

Iw Allgemeinen bedürfe e» nach den Ausführungen de»
Vorredners einer Erläuterung der Vorlage nicht mehr . Wa »
aber die von demselben berührte Frage bezüglich der Ver¬
bindung der Disziplinarstrafe anlange , so gehr die An¬
sicht der Großh . Regierung dahin , daß eine solche Kombina¬
tion auch fernerhin zuzulassen sei« dürfte .

ES könne scheinen , daß dieser Auffassung Schwierigkeiten
berrüet würden durch den Umstand , daß die im § 68 de»

bad . Str . - Ges .-B . enthaltenen Worte : „ einzeln und in
Verbindung " in den bezüglichen Artikel de» badischen
EiuführungSgesetzeS zum R . - St . - G - B . nicht mit übergegan -
gen seien . Diese scheinbare Schwierigkeit schwinde aber , wenn
man davon ausgehe , daß der Gesetzgeber — wenn er wirk¬
lich etwas aufheben wollte — dieses ausdrücklich gethan
haben würde .

Es ergebe sich nun aber auch aus der Begründung zu
Artikel 12 des badischen Einführungsgesetzes , daß eine Mil¬
derung nur bezüglich der Anwendung der einzelnen Stra¬
fen eintrctcn sollte , so beim Dunkelarrest , dessen Dauer von
4 auf 3 Tage beschränkt worden ; hinsichtlich der Kombina¬
tion der Strafen sei aber gar nichts bemerkt und deßhalb
anzunehmcn , daß es in dieser Beziehung beim Alten ver¬
bleiben solle.

Daß die Großh . Regierung niemals beabsichtigt habe ,
diese Kombination auszuschließen oder abzuschaffen , ergebe sich
mit Unzweideutigkeit aus dem Umstande , daß die gleichzeitige
Verhängung mehrerer Strafen mit Wissen und Willen der
Regierung seither stets in Uebung gewesen sei. Dem ein¬
gehenden Kommissionsbericht habe er noch hinzuzufügen , daß
der Entwurf ein Gebot der Nothwendigkcit sei, woran er
zugleich die Hoffnung knüpfe , daß mit den

'
vorgeschlagenen

Zuchtmitteln die Zweck - der Anstalt , namentlich der Besse¬
rungszwecke , sich erreichen ließen und daß es gelingen werde ,
Zucht und Ordnung in derselben herzustcllcn .

Da sich zur Spezialdiskussion Niemand zum Worte mel¬
det , wird die Berathung geschlossen und zur namentlichen
Abstimmung über den Entwurf geschritten , welche, wie schon
im gestrigen Berichte erwähnt , dessen einstimmige Annahme
ergibt .

Den letzten Gegenstand der Tagesordnung bildet die Be¬
rathung des von Frhrn . v . Marschall erstatteten Kom¬
missionsberichts über den Entwurf eines Gesetzes die Ent¬
scheidung von Kompctcnzkoiifltktkn betreffend .

Zur allgemeinen Diskussion verlangt Niemand das Wort ,
woraus sofort zur Spezialdiskussion übergegangen wird .

Zu Z 1 , welcher lautet :
Die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den Ge¬

richten und den Verwaltungsbehörden oder Lcrwaltungs -
gerichten über die Zulässigkeit des Rechtsweges ( Kompe -
tenzkonfllkten ) wird einer besonderen Behörde übertragen ,
welche den Titel „ Kompetenz - Gerichtshof " führt ,

bemerkt Geh . Rath Knies : Daß die in diesen Paragra¬
phen aufgenommenc Gegenüberstellung von Gerichten einer¬
seits und Verwaltungsbehörden und Verwaltangsgerichten
anderseits leicht zu Mißverständnissen führen könnte , und daß
er deßhalb voischlage , zu sagen : „ zwischen ordentlichen Ge¬
richten "

, oder „ zwischen bürgerlichen Gerichten " ; noch mehr
empfehle sich der Ausdruck zwischen „ Justizgerichten und den
Verwaltungsbehörden " u . s. w .

Berichterstatter Frhr . v . Marsch all erwidert hierauf ,
daß ihm ein derartiger Zusatz überflüssig erscheine, da ein
Mißvcrständniß wohl kaum möglich sei. Jedenfalls könne
nicht gesagt werden : „zwischen ordentlichen Gerichten " ,
da auch die Verwaltungsgcrichte ordentliche Gerichte seien .

8 1 wird hierauf angenommen ; ebenso ohne Debatte die
8 § 2 , 3 , 3 a , 4 und 5 .

Zu 8 6 ergreift das Wort
Ministcrialpräsident Stösser : Durchlauchtigste , hochge¬

ehrteste Herren ! Wir befinden uns an dieser Stelle in einer
eigenthümlichen Lage . Die G - oßh . Regierung ist mit dem
Wortlaut des Gesetzes , so wie Ihre vereheliche Kommission
denselben vorgcschlagen hat , vollkommen einverstanden , sie be¬
findet sich nur im Widerspruch mit de » Motiven des Kom¬
missionsberichtes und gerade dieser Widerspruch bezeichnet
ein hohes Interesse , welches die Großh . Regierung und ins¬
besondere derjenige Theil derselben , welcher die Staatsver¬
waltung zu vertreten hat , an diesem Gesetze nimmt . Es
ist nothwendig , daß wir uns hier etwas näher umsehen .

Der Streitpunkt zwischen den Motiven der RegierungS -
Vorlage und der Entwicklung des Kommisfionsberichtes be¬
steht darin , daß auch jetzt noch die Großh . Regierung es für
zulässig erachtet , einen Kompelenzkonflckt zu erheben , wenn
eine Civilklage gegen einen Verwaltungsbeamten mit Rück¬
sicht auf seine Amtshandlungen angestellt wird , Ihre ver¬
ehrst Kommission aber eS für unvereinbar hält mit Art . 11
des EinführungsgesctzeS zur Reichs -Gerichtsverfassung .

Die bisherige Entwicklung der Einrichtungen unsere - Lande »
mit Rücksicht auf den vorliegenden Gegenstand war fol -
gende : Ich will nicht hinter daS Jahr 1851 zurückgehen ,
es genügt , von dem Zeitpunkte an zu beginnen , in welchem
im Jahr 1851 das Einführungsgesetz zu unserem Straf -
gesetzvuche erlassen wurde . ES war in Art . 10 daselbst ent¬
halten , daß die Erhebung von Cioilklagen gegen einen Be¬
amten mit Rücksicht auf seine Amtshandlungen nur zulässig
sei unter der Voraussetzung , daß da » Staatsministerium
seine Genehmigung dazu ertheilt . Diese Bestimmung ist
weggefallen bei Einführung der Civilprozeß - Ordnung vom
Jahre 1864 , jedoch mit der Beschränkung , daß die Er¬
hebung der Kompetenzkonflckte in dazu geigneten Fällen da¬
durch nicht ausgeschlossen sei. Es war damit gejagt , daß ,
wenn auf dem vorhin bezeichnten Wege die Gerichte über
Angelegenheiten der Verwaltung zur Entscheidung versucht
sein sollten , allerdings eia Kompetenzkonflikt , d. h . die Frage
nach der Zuständigkeit erhoben werden kann vor dem durch
Verordnung vom Jahre 1849 zur Entscheidung berufenen
höchsten Geiichtshof , dem Staatsministerium , mit Zuziehung
einiger höchster Richter des Lande » , so daß mittelst der Er¬
hebung des Kompetenzkonflikt » die richterliche Zuständigkeit
und damit die Verfolgung der Amtshandlung eines Beam¬
ten mit einer Civilklage beseitigt werden konnte . Diese Ent¬
scheidung soll nun nach der Meinung Ihrer verehrst Kom¬
mission nicht wehr möglich sein .

Da » Interesse der Verwaltung besteht nun darin , daß e» sehr
leicht möglich ist . im Wege der Civilflage , somit durch irgend
einen Privatankläger , einen Beamten wegen einer Amtshand¬
lung zu verfolgen , die er innerhalb seiner Zuständigkeit zur
Erfüllung der ihm obliegenden Pflichte » , im Auftrag der

ihm Vorgesetzten Behörde und im Bewußtsein seiner Verant -
Wörtlichkeit vorgenommen hat , und eS handelt sich hier mei¬
ner Meinung nach weniger , um L.- R . - S . 1382 , welcher Be¬
schädigungen durch widerrechtliche That im Auge hat , als
um L. - R .- S . 1383 , nach welchem eine EntschäoigungSklage
zulässig ist wegen einer , wie sich das Landrecht ausdrückl ,
unverständigen oder nachlässigen Handlungsweise . Nun ,
Durchlauchtigste , hochgeehrteste Herren , vergegenwärtigen Sie
sich, daß auf Grund dieses L - R . - S . cs sehr leicht möglich
ist, gerade die Angemessenheit , die Zweckmäßigkeit einer Ver¬
waltungshandlung zur Entscheidung der Gerichte zu bringen
und es kann dadurch in sehr verschiedener und eingreifender
Weise die Thätigtcit der Verwaltung beeinträchtigt wer¬
den , vor Allem auf dem Gebiete deS Ministeriums de»
Innern . Ich verweise beispielsweise auf alle die ver¬
schiedenen Amtshandlungen , die nothwendig sind bei der
Sanitätspolizci zur Verhinderung der Ausbreitung einer
Epidemie oder Thierseuche , wo die Abwehrung einer gro¬
ßen Gefahr nur dadurch möglich ist , daß ein persönliches
Interesse geschädigt wird , wie z . B . durch einen Anschlag
an ein Haus , daß darin die Blattern herrschen , u . dgl .,
durch Abschließung eines Stalles mit angestecktcn Thieren
und Abschlachtung der letzteren , durch Ergreifung von Des «
infektionsmaßrrgcln u . s. w . In ähnlicher Weife kann die
Thätigkeit der Verwaltungsbehörden verfolgt werden in Sa¬
chen der Baupolizei , in Sachen der Feuerpolizei und was
Alles sonst noch zum Ressort des Ministeriums des Innern
gehört . In gleicher Weise sind aber auch noch andere ' Ver -
waltungsrcfforts bethciligt , so das Finanzministerium z. B . bei
Zollangelegenheiten , die Militärverwaltung bei Einquartie¬
rungen , Requisitionen und Aushebungsgeschäften , vor Allem
auch das Handelsministerium , wenn Sie sich die große
Ausdehnung der Wasser - und Gewerbepolizei denken . In
allen diesen Fällen kann nun durch unbeschränkte Zulässig¬
keit einer Civilklage gegen einen Beamten mit Rücksicht aus
seine Amtshandlung eine ganze Anzahl nachrheiliger Folgen
entstehen . Zunächst haben wir es zu thun mit einer in
Wahrheit unzuständigen Entscheidung , und zwar scheint mir
das Gericht unzuständig zu sein sowohl in B -zug auf die
Materie der Emscheidung , die vorliegt , wie in Bezug auf
die ganze Art und Weste der Erzielung des Urtherls , da¬
zu einer richtigen Entscheidung erforderlich ist . Die Ver¬
waltungsbehörde hat in der Regel nach dem Ermessen
dxs einzelnen Falles , nach Zweckmäßigkeitsgründen zu
entscheiden . Nicht als ob es sich hier um eine Sache
der reinen Willkür handelte , durchaus nicht , der Verwal¬
tungsbeamte schreitet nur ein auf Grund einer gesetz¬
lichen Ermächtigung und innerhalb eines Gesetzes , aber ge¬
rade im Rahmen dieses Gesetzes bewegt er sich mit einer
größeren Elastizität und muß sich darin mit Rücksicht auf
die wechselvvllen Erscheinungen des täglichen Lebens mit
größerer Elastizität bewegen können , als dies beim Richter
der Fall ist, der Richter soll aber nicht nach Zweckmüßigkerts -
rücksichten entscheiden . Wenn also eine Handlung der Ver¬
waltungsbehörde zur Entscheidung des Richters gebracht
wird , so wird sich dieser vor einer Ausgabe finden , die seiner
regelmäßigen Bcrufsaufgabe widerspricht , für die er hiernach
nicht zuständig ist . Sodann findet er in den regelmäßigen
Vorgängen die Erzielung des Unheils für die richtige Be -
urtheilung einer Vcrwaltungsache nicht , wie sich solches bei
der Verwaltungsbehörde in der Uebung ihres Berufes und
in dessen Erfahrungen entwickelt . Die Entscheidung deS
Richters in Verwaltungssachen hat daher die Vcrmuthung
gegen sich nicht allein daß sie unzuständig , sondern auch daß
sie unrichtig ist. Zum Andern wird die schutzlose Preisge -
bung des Beamten gegen eine Privatanklage mit Rücksicht
auf seine Amtshandlung die Verwaltung lähmen , wenn
bei jeder Amtshandlung der Beamte sich Schritt für Schritt
beunruhigt fühlt durch den Gedanken , daß er wegen seiner
Amtshandlung mit Rücksicht auf das dadurch verletzte Pri -
vatinteresse eine Klage zu erwarten hat , und zwar wird
dieser Gedanke um so mehr Platz greifen , in je größerem
Umfange seine Amtshandlung stattzufinden hat und je schwerer
Prioatintercssen getroffen werden , in die er aus allgemeinen
Rücksichten einzugreifen genölhigt ist .

Dem gegenüber werden aber auch Erwägungen stattfin¬
den , daß die Unterlassung einer Amtshandlung schwere Nach¬
theilt für Andere haben kann , so daß er durch die Unterlassung
einer Amtshandlung einen viel größeren Schaden der Ge -
sammtheit verursacht , als die positive Handlung für einen
Einzelnen veranlaßt hätte . Das Ergebniß dieser Zweifel
wird sich zunächst in einer gewissen Unsicherheit der AmtS -
thätigkeit zeigen , eine Unsicherheit , die den vielen und kom-
plizirten Aufgaben unserer gegenwärtigen Gesellschaft gegen¬
über , die rasche Entschlossenheit fordern , an und für sich höchst
unwünschenSwerth ist. In der Alternative , ob er die Hand¬
lung unterlassen oder vornehmen soll , wird sich aber der
Beamte eher für da » Unterlassen als für das Thun ent¬
scheiden, weil da » durch letzteres unmittelbar beschädigte
Interesse eher zu einer Klage führen wird , al - der mittel¬
bare Nachtheil des Unterlassen ». Sie sehen, aus welche
Weise hier eine Lähmung der Staatsverwaltung bezw . eine
Aufhebung ihrer Thätigkeit einzutreten vermag . Eine Be¬
ruhigung für die Beamten der Staatsverwaltung
mag vielleicht darin liegen , daß durch eine von der Großh .
Regierung vorgeschlagene und wie ich hoffe zur Annahme
gelangende Bestimmung der Staatsbeamte etwa - mehr ge¬
deckt erscheint , indem derselbe wegen seiner Berufshandlungen
nur bei den Landesgerichten civiliter belangt werden kann ,
weil von einem Kollegium und von einer den persönlichen
Verhältnissen ferner stehenden Behörde eine ruhigere und
sichrere Entscheidung erwartet werden darf . Bei den Or¬
ganen der Selbstverwaltung aber , bei den Bürgermeistern
vornehmlich und den Bezirks rächen , die vor die Amtsgerichte
kommen , wird die besorgte Beeinträchtigung sich viel wirk¬
samer zeigen .

Dabei ist noch zu bemerken , daß das Verhältniß der Vor¬
gesetzten Behörde zu ihren Untergebenen in sehr erheblicher
Weise gestört werden kann . Es wird der Vorgesetzten Be -



Hörde nicht in dem Grade wie jetzt möglich sein , gegenüber
einem Untergebenen einzuschreiten wegen irgend einer nach¬
lässigen oder unzweckmäßigen Amtshandlung , wenn derselbe
mit irgend einem Schein von Berechtigung darzuthun ver¬

mag , daß er mit Rücksicht auf eine drohende Civilklage
etwas unternommen oder unterlassen hat .

Wenn nun durch all ' dies die Verwaltung ftr allen ihren
Organen gelöchert erscheint , so glaube ich, liegt außerdem noch
eine konstitutionelle Frage hier vor . Es scheint mir , daß
die Ministerverantwortlichkeit beeinträchtigt werden muß ,
wenn die Verwaltungsbeamten und die für ihre Handlungen
verantwortlichen Minister mit ihrer Handlungsweise zur
Entscheidung der Gerichte gezogen werden . Wenn es die

Gerichte sind , welche über diese Handlungen vollständig ab¬

schließend entscheiden , so ist es nicht mehr möglich , für alle

diese Dinge auch noch den Ständen verantwortlich zu sein .

Schließlich , und das scheint mir das Entscheidenste zu sein ,
wenn die Gerichte in dieser Weise Recht sprechen über

Amtshandlungen der Staatsverwaltung , so sehen Sie das

durch das Gericht vertretene Recht und Interesse des

Einzelnen sich erheben über das durch die Verwaltung ver¬
tretene Recht und Interesse des Staats und der Gesell¬
schaft , und hier komme ich auf etwas , was ich allerdings
als eine etwas scharfe Differenz mit den Ausführungeu im

Berichte - Ihrer verehelichen Kommission betrachten muß .
Es geht durch diese Ausführungen ein Gedanke des Vor¬

zugs der gerichtlichen Entscheidung vor der der Verwaltung
hindurch , ein gewisses Bedauern , daß in Folge des ein¬

gedrungenen französischen Staatsrechtes die alten guten
Grundsätze des gemeinen Rechtes verloren gegangen seien ,
vermöge

'
dessen die Beurtheilung der Staatsverwaltung und

staatsrechtliche Entscheidungen der Zuständigkeit der Gerichte

anheimfielen . Es handelt sich nun , wie Sie sehen , nicht
darum , daß ein Verwaltungsbeamter um seiner selbst
willen in irgend einer Weise geschont werden soll , das wäre
ein ungebührliches Privilegium , es handelt sich vielmehr
darum , daß das Bedürfniß der Staatsgesellschaft gegen¬
über den Rechtsansprüchen der Einzelnen geschützt werde .
Was hier gesagt ist von Wiedereinführung des gemeinen
Rechtes , würde mir in der That als ein Rückschritt er¬

scheinen , der eine gute Errungenschaft unseres neuen Rechtes
aufgibt . Daß im Wesentlichen der Kompetenzkonflikt eine

französische Einrichtung ist , das stört mich nicht . Nach
meiner Meinung ist Frankreich und seine ganze innere Entwick¬

lung von solcher Bedeutung für unsere moderne Entwicklung ,
seine Stellung zu unserer gegenwärtigen Kultur ist eine so

hervorragende , daß ich durchaus keinen Vorwurf darin

finde , etwas , was sich in Frankreich zum öffentlichen Vor¬

theil entwickelt hat , bei uns zur Einführung zu bringen ,
und es ist richtig , wir haben in Frankreich vermöge der dort

früher in kräftiger Weise sich entwickelnden Staatsgewalt
die Verwaltung in einer viel eingreifenderen und schlag¬
fertigeren Weise sich zur Geltung bringen sehen , als
dies bei uns der Fall war . Auch möchte ich darauf auf¬
merksam machen , daß die menschliche Gesellschaft nicht allein
von Gerechtigkeit lebt , sondern daß sie sonst noch eine große
Anzahl von Bedürfnissen hat , welche in Wahrheit durch die

Staatsverwaltung befriedigt werden sollen und welche nicht

schlechthin beeinträchtigt werden dürfen durch das zu stark
betonteJnteresse des Rechtsschutzes des Einzelnen , und ich möchte
in Frage ziehen , ob nicht ein namhafter Theil der wirth -

schaftlichen Blüthe Frankreichs zurückgeführt werden kann

auf die dort zu allseitigem Eingreifen entwickelte Verwal¬

tung . Ich wünsche nicht , daß diese vielleicht zu ungestüme

Entfaltung der Verwaltung auch bei uns in Deutschland

zur vollen Geltung käme , denn ich fürchte den Abweg zum
Despotismus und Sozialismus , aber eine reichere Ent¬

wicklung der Verwaltung in Deutschland möchte für manche

Verhältnisse nichts schaden und ich glaube daher , daß wir

uns der Entwicklung des französischen Staatsrechtes aus

diesem Punkte schon einigermaßen anschließen können , ohne

unseren patriotischen Empfindungen zu nahe zu treten . Ich

habe im Kommissionsberichte eine Aeußerung der Reichs -Justiz¬

kommission gefunden , welche darauf hindeutet , daß unser

Verlangen nach einem Schutz der Verwaltung einen etwas
revolutionären Charakter an sich trage . Es ist auf Seite

15 des Kommissionsberichts gesagt : „ Die Quelle dieser

Gesetze führe auf die Revolutionszeit , wo man die revo¬
lutionären Verwaltungsbeamten bei ihren Eingriffen in die

Freiheit der Personen und des Eigenrhumes vor dem als

reaktionär geltenden Gerichte habe in Schutz nehmen
» ollen . " Durch !. Hochg . Herren ! Ich glaube , diese An¬

schauung der Reichs -Justizkommission wird nicht gerade
Anspruch ' machen können auf sehr weite Berücksichtigung ,
mir scheint , daß der badische Gesetzgeber vom Jahre 1851

und der preußische vom Jahre 1854 und zuletzt die Be¬

hörden des Reiches , welche gerade den Gesichtspunkt , den

wir hier ebenfalls vertreten , kräftig und nachdrücklich

zur Sprache gebracht haben » daß alle diese keinen An¬

spruch darauf haben , Rechtsfolger des Convents zu sein .
Mir scheint vielmehr , wenn ich die Aeußerungen radikaler

Blätter lese und deren Vorwürfe gegen alle Diejenigen ,
welche dem Kompromiß zu § 11 des Einführungsgesetzes

zur Reichs - Gerichtsverfassung zugestimmt haben , daß in

unserem Falle die Jakobiner auf der anderen Seite sitzen ,
als auf der der Verwaltung ; die beste Lösung dieser Frage
und in beiderseitigem Interesse ist die , wenn man fern von

Extremen sich in der richtigen Mitte hält . Die Gerichte
und die Verwaltung werden am besten alsdann zu Wege
kommen , wenn sie auf ihren Gebieten möglichst rein und

intakt bleiben . Wenn die Verwaltung so weit gehen wollte ,
daß der Rechtsschutz des Einzelnen durch sie wirklich be¬

einträchtigt wäre , so würden wir einen Zustand finden , so
würde — und wir stehen jetzt in einer solchen Strömung
— die Verwaltung durch das Rechtsbedürfniß der Gesell¬

schaft zurückgeworfen werden so weit , daß das Bedürfniß
der Staatsgesammtheit nicht mehr seine Rechnung finden
würde , und umgekehrt , wenn die Gerichte zu tief
in das Gebiet der Verwaltung eingreifen , dann findet sich

nach und nach die Gesellschaft beengt , gewissermaßen ge¬
würgt durch die einschränkende Gewalt des Rechts , daß sie

zuletzt zur Selbsthilfe schreitet , so daß wir zu Ausnahme¬

gesetzen kommen und der Rechtsstaat , der in dem Bericht
mit Vorliebe betont wird , nichts anderes zu thun vermag ,
als sich auf ein sehr bescheioenes Maß zurückzuziehen . Es

scheint mir daher , von dieser politischen Seite ausgehenv ,
durchaus nothwendig zu sein , daß das Eingreifen der Ge¬

richte in die Thätigkeit der Verwaltung nicht bis zu dem Grade

gehe , daß die Verwaltung ihre Pflichten nur noch schwer er¬

füllen kann , denn dies würde von äußerstem Nachtheil sein für

unsere öffentlichen Zustände und schließlich würde man gerade
das Gegentheil von dem erreicht haben , was man jetzt im In¬
teresse des Rechtsschutzes anstrebt , wenn man die unbe¬

schränkte Entscheidung der Gerichte über ihre Zuständigkeit
reklamirt . Wenn es daher nicht möglich sein sollte ,
Cwflklagen gegen die Beamten und zwar gegen die
der Staatsverwaltung - wie gegen die der Selbstverwal¬
tung in irgend einer Weise dahin zu beschränken , daß

diese Beamten nicht haftbar gemacht werden für alle die¬

jenigen Handlungen , die innerhalb ihrer Kompetenz und

blos angesichts der Verantwortung vor der eigenen Vor¬

gesetzten Behörde vorgenommen werden , so werden un¬

zweifelhaft schwere Nachtheile für unsere öffentlichen Zustände
eintreten . Unrichtige Entscheidungen , Lähmung der Ver¬

waltung , Minderung der konstitutionellen Verantwortlichkeit
und ein theilweises Unterliegen des Staates und des Staats -

interefses gegenüber dem Einzelinteresse . Die Gcoßh .

Regierung hat es daher für sehr nöthig gehalten , in irgend
einer Weise dem , Gedanken einer Schranke Rech¬

nung zu tragen . Es würde ja zunächst das einfachste
gewesen sein , geradezu auf Art . 11 des Einführungs¬
gesetzes zum Reichs - Gerichlsverfassungsgesetze zurück¬
zugreifen . Daß dies die Großh . Regierung nicht gechan
hat , geschah deswegen , weil wir der Meinung waren , es
könnte mit der bisher üblichen Erhebung von Kompelenz -

konflikten geholfen werden , und weil es dann zweckmäßig
erschien , anzuschlicßen an das Vorhandene und um nicht

zu Einrichtungen von vielleicht zweifelhaftem Geyalt zu
schreiten . Dieser Weg könnte aber von der Gcoßh . Regie¬

rung nur unter der Voraussetzung betreten werden , daß in

Wahrheit die Erhebung eines Kompetenzkonfliktes wegen
dieses Gegenstandes keinen ernsthaften Bedenken begegnet .
Der Großh . Regierung war die Anschauung nicht fremd ,
wie die von Seiten Ihrer verehrlichen Kommission im Be¬

richt ausgedrückte , nämlich die Anschauung , daß die Er¬

hebung von Kompetenzkonflikten in diesen Fällen unzulässig
sei , weil unvereinbar mit den Bestimmungen des Reichs¬
gesetzes . Die Gcoßh . Regierung glaubte aber von etwaigen
Bedenken Umgang nehmen zu dürfen , vorausgesetzt , daß
von allen Faktoren der Gesetzgebung ihre Anschauung ge¬
billigt würde , und es ist deshalb mit Absicht die Auffassung
der Großh . Regierung über diesen Gegenstand möglichst
hervortretend , möglichst scharf in die Begründung des Re¬

gierungsentwurfes gelegt worden . Nur finde ich sofort bei
der Verhandlung in diesem hohen Hause , daß die Auf¬
fassung der Gcoßh . Regierung von der Mehrheit Ihrer
verehrlichen Kommission nicht getheilt wird . Man könnte
vi . lleicht noch in einer anderen Weise eine gewisse Be¬

ruhigung finden , wenn nämlich angenommen werden könnte ,
daß die Auffassung der Großh . Regierung über die bis¬

herige Uebung der Rechtspflege durchaus richtig , daher
eine solche sei, die für alle Zukunft von Seite der Gerichte
mit einer gewissen Sicherheit erwartet werden könnte .
Dies scheint aber auch nicht der Fall zu sein . Ich beziehe
mich hier auf eine Stelle des Berichtes Ihrer verehrlichen
Kommission , die auf die Auffassung hinweist , daß bisher ,
wie es im Regierungsentwurfe behauptet ist , die Gerichte
alle die auf die Verwaltung > sich beziehenden Dinge von

sich gewiesen haben unter der Begründung , daß hierüber
die Gerichte nicht zu entscheiden haben . Es wird ein dies¬

bezüglicher Fall hier angeführt und es schließt dann der

Kommissionsbericht mit folgenden Worten : „ Daß die Ent¬

wickelung der Rechtsprechung in dieser dem gemeinen Rechte
entgegengedachten Richtung auf dem Boden derselben fran¬
zösischen Doktrin erwachsen ist , welche zum System der
ackmissiou proalabls führte , wird mit Grund nicht bestritten
werden können ." Es wird also der bisherigen Auffassung
unserer Gerichte entgegengehalten , daß dieselben allerdings
von der Entscheidung über Verwaltungsangelegenheiten sich
enthalten , aber doch nur deßhalb , weil sie auf dem nach
der Ansicht Ihrer verehrlichen Kommission falschen Stand¬
punkte sich befinden und das von Ihrer verehrlichen Kom¬

mission perhorrescirte französische Staatsrecht adoptirt haben .
Wir haben also , wenn dieses Gesetz in dieser Form und

mit dieser Auslegung hinausgeht , zu erwarten , daß die

Gerichte sich für befugt halten dürfen , über alle im Wege
der Civilklage an sie gebrachten Angelegenheiten der Ver¬

waltung zu entscheiden , sie werden möglicherweise je nach
der Auffassung eines bestimmten Gerichtshofes zurückhalten ,
aber irgend welche Sicherheit der künftigen Rechtsprechung
besitzen wir nicht .

Weil nun , wie die Auslegung des Gesetzes in dem Kom¬

missionsberichte erfolgt ist , die Erhebung von Kompetenz¬
konflikten nicht zulässig erscheint , und ha auch nicht mit

Sicherheit erwartet werden darf , daß die Gerichte des Lan¬
des nach eigenem Ermessen an derjenigen Art der Recht¬
sprechung festhalten werden , die bisher nach der Auffassung
der Großh . Regierung die maßgebende war , so bleibt , wenn
die Auffassung , die im Kommissionsberichte niedergelegt ist ,
von der Mehrheit des hohen Hauses getheilt wird , oder
doch wenigstens keinen Widerspruch findet , der Großh .
Regierung wahrscheinlich nichts anderes übrig , als auf
anderweite Abhilfe zu sinnen .

Kreis - und HofgerichtS -Direktor v . Hillern : Man
könne den allgemeinen Betrachtungen deS Herrn Präsi¬
denten de» Ministeriums de» Innern beistimmen , ohne die

Ansicht zu theilen , daß künftighin die Erhebung von Kom -

prtenjkoufliklen über dir Frage , ob rin öffentlicher Beamter

seine AmtSbefugnisse überschritten habe , zulässig sei. Es sei
kein Zweifel , daß dies der Fall wäre , wenn nur § 17 des
R .- G . - V . - G . in das Auge zu fassen wäre . Allein neben

diesem Paragraphen bestehe der ß 11 des Eins . - Ges . zum
G . - V . - G . und dieser sei eine lex 8pecislis für die strafge¬
richtliche und civilgerichtliche Verfolgung öffentlicher Beam¬
ter , welche ausschließlich diese Frage entscheide . Dieser Pa¬
ragraph sei einer der 18 Kompromißpunkte . Ursprünglich
sollten alle landesgesetzlichen Bestimmungen , durch welche die

Verfolgung Beamter wegen Amtshandlungen an besondere
Voraussetzung gebunden ist , außer Kraft treten . Im Wege
des Kompromisses sei der Landesgesetzgebung nur eine

Konzession gemacht worden , nämlich die , die Vorfrage , ob

sich der Beamte einer Ueberschreitung seiner Amtsbefugnisse
schuldig gemacht habe , dem Verwaltungsgerichlshof bezw. dem

Reichsgerichte anhcimzugeben . Hiervon habe die Großh .
Regierung bei civilrechrlichcn Streitigkeiten Gebrauch zu
machen , wenn sie nicht vorziehe , auch diese Frage den Ge -

ckchtcn zu überlassen . Daß dieser § 11 gerade auch gegen
die biSherigeKompetenzkonfliktS - Erhebung gerichtet
sei, ergebe sich , abgesehen von der Entstehungsgeschichte dieses
Paragraphen , auch aus dem Kommentar von Siruckmann
und Koch — dessen betreffende Stelle Redner verliest — und
der Abhandlung von Völk in Hnth 's Annalen . Redner ist
schließlich der Ansicht , daß die Staatsverwaltung dem Großh .
Perwaltungsgerichlshof diese Vorentscheidung getrost anheim -

gcben könne . Derselbe bestehe ja größkenthcils aus früheren
Verwallungsbeamten und das öffentliche Interesse werde dort

seinen besonderen Vertreter finden . Eine Ausdehnung der

Entschcidungsbefugniß des Richters auf diese Frage wünsche
er selbst nicht , da seine prinzipiellen Bedenken , welche in dem

Gegensatz zwischen individuellem Recht und öffentlichem In¬
teresse und den schwankenden Grenzen zwischen Verwaltung
und Justiz wurzeln , mit dem Interesse der Rechtsprechung
und der Entwicklung und dem Ausbau des Rechtsstaates
nicht beseitigt würden .

Frhr . v Marsch all : Wenn der Vorredner die Lage als

eigenthümlich bezeichnet habe, so sei dies zutreffend , weil

heute eine Frag ; erörtert werden müsse , über welche hier
deßwegen nicht entschieden werden könne, weil die vorliegende
Meinungsverschiedenheit im Gesetz gar keinen Ausdruck ge¬
sunden habe . Der Vorredner befinde sich im Jrrthume ,
wenn er annehme , daß solche juristische Kontroversen durch
die gesetzgebenden Faktoren entschieden werden dürsten .

Die Regierung habe nun die Frage , ob Ziff . 2 des Z 11

R . - G . -V - bei uns Anwendung finden solle, verneint , weil sie
einen weitergehenden Schutz der Beamten für notwendig er¬

achte ; sie wolle also den durch das Reich bezeichnctcn Weg
nicht einschlagen , sondern einen speziellen Weg , dessen Zu¬
lässigkeit die Kommission bestreiten zu müssen geglaubt habe .
Die Gründe der Kommission wolle er nicht hier wiederholen ,
sondern nur das Eine hervorheben , daß tz 11 zu den sog .
Kompromißparagraphen zähle .

Er könne nun nicht absehen , wozu die vielen Verhand¬
lungen , der große Widerspruch der Regierung nöthig ge¬
wesen seien, wenn nichts Anderes dabei herauskommcn sollte ,
als lediglich eine formelle Neuerung .

Die Reichs - Justizkommisston habe entschieden beabsichtigt ,
die auf dem gemeinen Rechte bernhende Beamtenverfolgung ,
welche durch das französische Staatsrecht verdrängt worden

sei, wieder einzufahren .
Redner gelangt an der Hand einer Darstellung des bis¬

herigen Rechtszustandes in Baden und seines Entwicklungs¬
ganges zu der Anschauung , daß die bisher übliche Art der

Konflrktsei Hebung unbedingt aufhören müsse und daß es nur

erübrige , von der in H 11 Z >ff , 2 R . G -V . gegebenen Be -

fugnrß Gebrauch zu machen und die Vorentscheidung über
die Frage , ob die Ueberschreitung einer AmtSbcfugmß statt -

gesunden habe , dem Vcrwaltungsgerichtshofe oder dem

Reichsgerichte anheimzugeben .
Wenn heute bemerkt worden sei , er habe der badischen

Rechtsprechung einen Vorwurf gemacht, so sei dies nicht
richtig ; cs sei nur seine Absicht gewesen, denjenigen Zustand
klarzuftellcn , den der gedachte Z 11 R .-G . B . schaffen wolle ,
und er halte nach wie vor dafür , daß der gegenwärtige
rechtliche Zustand nicht aufrecht erhalten werden könne.

Mit Unrecht sei er für einen leidenschaftlichen Vertreter
des Rechtsstaates gehalten worden und er beabsichtige auch
nicht eine Schwächung der Verwaltung herbeizuführen .

WaS die Frage betreffe, ob die Regierung den Absatz 2

des Z 11 anwenden solle , so sei dieselbe in der Kommlssion
weder einer Erörterung noch einer Entscheidung unterbreitet
worden ; man sei von der Ansicht ausgegangen , daß dieselbe

nicht in den Rahmen dieses Gesetzes gehöre , daß dieselbe

vielmehr bei den Einführungsgesetzen zu den Reichs Justiz -

gesehen zu behandeln sei .
Theoretisch könne zugegeben werden , daß — wie der Prä¬

sident de- Ministeriums des Innern bemerkt habe — die

VerwaltungSbcamten in ihren Amtshandlungen gewissermaßen
unter die Kontrole der Gerichte gestellt werden .

Die Befürchtungen des Vorredners gingen zu weit , da

wir gegenwärtig hinsichtlich der Gesetzgebung in der Zeit der

Garantien lebten . Eine hohe Garantie gegen Urbcrgriffe
in beiden Gebieten liege in dem Pflichtbewußtsein der Rich¬
ter und Beamten und eS stehe nicht zu befürchten , daß der

Richter in gewissenloser Weise da» Gesetz zur Schwächung
der Verwaltung anwenden werde.

Die Beispiele , welche dir Präsident des Ministeriums deS

Innern angeführt habe, seien hinfällig , well in solchen Fäl¬
len der Klaggrund hinfällig sei und daher da - Gericht die

Klage abweisen werde .
Er komme hiernach zu dem Resultate , daß , wenn die Re¬

gierung glaube , irgend eines Schutzes zu bedürfen , sie den -

selben auf keinem anderen Wege erhalten Kurie , al » auf dem
deS Z 11 Ziffer 2 .

Mintfterialpräfident Stösser erwidert dem Vorredner ,
daß die Entscheidung juristischer Kontroversen allerdings durch
die Gerichte und nicht durch die gesetzgebenden Faktoren zu
geschehen habe ; allein die Anschauung der letzteren sei von



großer Bedeutung , und eS sei der Wunsch der Großh. Re¬
gierung gewesen, diese Anschauung kennen zu lernen .

Redner verwahrt sodann die Großh. Regierung gegen den
Lorwurf , daß dieselbe den badischen Privatweg zu
gehen gesonnen sei , wenn der Reichsweg der allein zu- .
lässige sei. !

Er seinerseits habe dem Vorredner nicht den Vorwurf ge- !
macht , als sei derselbe ein Fanatiker des Rechtsstaats und
gehe darauf aus, das Ansehen der Verwaltung zu schwächen,
vielmehr sei er durch seine Stellung — als Vertreter der
Verwaltung — veranlaßt worden , den Eindruck zu schildern,
den der Kommissionsbericht in diesen Kreisen hervorgerufen
habe.

Nachdem Redner sich noch gegen denjenigen Theil der
Ausführung des Vorredners gewendet , in welchem ihm ein
Jrrthum hinsichtlich der Beurtheilung der gegen Beamte er¬
hobenen Entschädigungsklagen, insbesondere bezüglich des
NlagegrundeS vvrgeworfen wurde , schließt er mit der Btt
merkung , daß es sich bei der vorliegenden Materie , wie er
bereits hervorgehoben , nicht um einzelne Angelegenheiten der
Beamten , sondern um eine hochwichtige Angelegenheit des
Staates , der Allgemeinheit handle .

Justizministerial -Präsident Nr. Grimm : Es sei richtig .
bemerkt worden , daß es nicht Aufgabe der gesetzgebenden .
Faktoren sein könne, Rechtsfragen zu lösen , welche Aufgabe
der Rechtsprechung und der Wissenschaft zukomme. Hieraus
ergebe sich, daß die vorliegende Frage nicht sdefiniriv zur
Entscheidung kommen könne , wenngleich dem Ausspruch des
Hauses eine gewisse präjudizielle Tragweite zukommr.

ES handle sich hier um eine Frage aus der Reichsgesetz-

grbung , ob nämlich Z 11 des Einf. -Ges. zur R--G.-V. die
Erhebung eines KompetenzkonflikteS bei civilrechtlichcr Ver¬
folgung von Beamten unter allen Umständen auSschließe.

Er möchte nun auf eine im Laufe der Verhandlungen
noch nicht berührte Bestimmung des ReichSrathS Hinweisen,
welche die Grundfrage regle : was gehört vor die bürger¬
lichen Gerichte ? Dies sei der Z 13 des G. - V . -G-, welcher
das Prinzip aufstelle , daß vor die ordentlichen Gerichte alle
bürgerlichen Rcchtsstreitigkeiten gehören , für welche nicht die
Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden oder BerwaltungS -
gerichten begründet ist.

Hiernach abstrahier das Reich davon, die Grundlinie zwi¬
schen Justiz und Verwaltung zu ziehen , weil die ReichS -
gesetzgebung davon ausgcgangen sei , daß diese Frage reichs¬
gesetzlich nicht geregelt werden könne . -Daraus ergebe sich
aber, daß eS in diesem Gebiete beim Alten verbleiben solle.

Bezüglich Badens könne die Beibehaltung des früheren Zu¬
standes nur erwünscht sein, da sich hier im Verlaufe von vielen
Jahren eine Judikatur gebildet habe , welche auch künftighin
zum Wohle des Landes ihre Thätigkeit entfalten könne.

Weil das bestehende Recht des Landes ein gutes, mit den
neuesten Forderungen der Wissenschaft in Einklang stehendes
sei , müsse dasselbe auch künftighin bcibehalten werden .

Wenn heute geltend gemacht worden sei, daß unser Recht
von französischen Einflüssen beherrscht werde, so vermöge er
diese Auffassung nicht zu theilen ; dasselbe sei gutes , deut¬
sches Recht und der Rechtsweg nirgends verschlossen.

Was nun die vorliegende Frage und insbesondere .die
Beurtheilung der Tragweite des § 11 des Einf . - Ges . zum
Reichs Gerichtsverfassungs- Gesetz betreffe, so gehe seine An¬

sicht dahin, daß dieser Paragraph nur dasjenige Gebiet um¬
fasse, wo es sich unbestrittenermaßen um CivilrechtS - Sachen
handelt ; cs solle also im konkreten Falle , wenn eine Civil-
sache vorliegt, der Rechtsweg nicht durch Hemmnisse irgend
welcher Art gesperrt sein.

Dem gegenüber habe die Großh. Regierung solche Ma¬
terien vor Augen, welche administrativer Natur find , und
sie befinde sich im Einverständnisse mit der Ansicht der
Justizkommisfion des Reichstags , wenn sie bei Fragen die¬
ser Art die Erhebung des KompetenzkonflikteS für zulässig
erachtet.

Nach einigen Bemerkungen des Geheimeraths KnieS , wel¬
cher im Wesentlichen die von der Kommission vertretene An¬
sicht theilt und betont , daß es zur Regelung der heute be¬
sprochenen Angelegenheit einer besonderen Gesetzesvorlage
bedürfe, sowie des Kreis - und Hofgrichts-Dircklors v . Hil-
lern erhebt sich noch der Berichterstatter Frhr. v . Mar¬
sch all , um auf einige Punkte in den Ausführungen des
Ministerialpräfidenten Nr. Grimm zu antworten. Derselbe
hebt besonders hervor, daß er des Letzteren Ansicht hinsicht¬
lich des K 13 d . G. - V. - G. sich nicht anschließen könne :
nicht weil man sich für inkompetent erachtete, habe man
unterlassen , eine ausdrückliche Definition des Begriffes
„ bürgerliche Rechtssache " zu geben, sondern weil man dies
für unnölhig gehalten .

Die Diskussion wird hierauf geschlossen und ß 6 nach
den Kommissionsanträgen angenommen; ebenso ohne Debatte
die übrigen Paragraphen des Entwurfes .

Die namentliche Abstimmung ergibt , wie bereits gestern
berichtet, einstimmige Annahme des Gesctzesmtwurfcs, worauf
die Sitzung geschlossen wird .

Handel und Berrey» .
Neuester Frankfurter Kurszettel im Hauptblatt

lil. Seite .
Handelsberichte .

Berti » , 4. Dez . Getreidemarkt. i Schluß bericht .« Wetzen per
De ». >72 .—. per April -Mai 178.50, per M - i -Juni 180 50. « vagenver Dez -Jan . 19 . - , per April -Mai 121 .— per Mai Juni 121 .50.
Rüdöl loco 58.— , per Dez . 57 .50 . per April-Ma > 58 . «5, per Mai -
Juni 58 .40. Spiritus 1v«v 52 .50, per Dez. 5180 , ve> April - Mai
52 .80 pc- Mai -Juni 52 .90. Haler per April -Mai 116 50 per Mai -
Juni 119 . —. Regen.

Köln . 4. Dez. ( Schlußbericht.) Wetzeu — , Ivo .) hiesiger 20.— ,Ivoa fremder 18 .50 , per März 1815 , per Mai 18.30. Roggen
in« hiedger 15.5 « . per März 12.25 , per Mai 12.45. ^ aie'
effektiv 14.50 , per März 13.50 . Rtibäl !,-« 30 75 , « er Mai 30 50.

Bremen , 4 . Dez . peir « leum ( SSdlußbrrtcht.) Standard wviie
Ions 8.80 , per Januar 8.90 , Per Febr . 9. — , per März -Apr.9.10. Ruhig . — Amerikanisches Schweineschmalz (Wilcox) 36 Pf.

Pefth , 4 . Dez . Wonceweizen 8 .70 bi» 8.75 fl. Weizen matt,
unverändert . Andere Getreidearien fest.

Weizen Qualität 72 " Kilogramm 8 .50 bis 8 .60 fl. Weizen Qua¬
lität 78" Kilogramm 9.60 bis 9.65 fl . Roggen Qualität 70—72
« ilogiamm 5 .80 bis 6. - fl. Gerste 62 bi» 63' /, ^ Kilogramm 6 60bi» 850 fl . Neuer Haler Qual . 41 — 43«/,» Kilogr. 5 .40 bi»
5.60 fl . Mai » 4 10 bi» 4.20 fl. Hirse — . — bi» — fl. Rap »— fl . Spiritus 28 fl. Regen.

f- Pari » , 4. Dez. Rüdöl per Dezbr . 85 .—, per Januar 85.25,per Januar . April 85.25, per Mai - August 85 .50 Spirnu » per
Dezbr . 62.25 , per Januar - April 60 .75. Zucker , weißer diSp

Nr . 3 per Dezbr . 59 75 , per Januar - April 6125 . Mehl 8 Mar -
k- n, per Dezember 60.50 , per Januar . Februar 60.75 , per März -
April 61.50 , per März -Juni 61 .75 Weizen per Dezember 27. - ,
Per Januar - Februar 27 .25 , per März April 27 .75 , per März Juni !
27.75. Roggen per Dezbr . >6.75 . per Jaimar - Febriiar 16.75 , per
März - April 17 .—, per März -Juni >7.25 . !

Amsterdam , 4 . Dez . Weizen auf Termine niedr . per März
269 per Mai 270 . Roggen looo ruhig , auf Termine niedriger , per ^
Mär , 154 , per Mai —. RübSl looo 35 ' /. , Per Mai 36 , per ^
Herbst (1879 ) — .

Antwerpen , 4. Dez. Petrolen -nwarkt. Schlußb -rtcht. G« ----
mung : Gedrückt . Raffinirtr » Thp - weiß, disponibel 22 ' /, b., 22' / . L !

New - Uork , 3 . Dez ( Schlußkurse.) Petroleum tu New - Aorl !
9 . dio. in Philadelphia 8 " /, . Mehl 3 .90 , Mai » (old mixed ) 47. i
roihrr Wimerweizrn 108 . Kaffee , R »o good iair 14 '/, , Hao -rnnr !
Zucker 6 ), Gerreidesracht5 ' , , Schmalz Marke Wilcox 6' /, . Speck 4>> . !

Baumwost -Zuluhr 410o0 B . Ausfuhr nach Großbrilannien 20000 G , !
dtv . nacti dem Cvnlinent 19000 B . -

Erie Eisenbahn 18 /, .
Sachsen - Meiningen 7 fl - Loose vom Jahre 1870 .

Zi - Hong am 2. Dez . 1878 . SnSzahlung am 1 März ^ 879 . Haupt -
preise : S . 696 Nr . 25 zu 15,000 fl. S . 7495 Nr . 33 zu 2500 fl.
S . 6ö6 Nr . 21 , S . 1Sc-3 Nr . 26. S . 3005 Nr . 42 je 500 fl .

Kurhessische 40 - Thlr - Loose » am Jahre 1845 .
Ziehung am 2. Dez Gezogene Serien : 2935 1384 4336 5776
4984 3640 1889 5620 4457 3045 3782 16S6 2669 6693 590 2
5905 4174 4962 5175 2263 4497 1329 1190 3044 3069 9lO
3362 5497 829 31o6 5320 4430 326 ' 2894 59 6 1996 4892 67
5241 617 1632 2126 548 1081 5293 1307 329 5947 5817 1056
278 5934 5236 2566 887 13o6 4557 , 315 6611 4727 87 46 5201 !

2605 420 6214 5949 5429 4708 4662 2781 4579 5767 6576 709
1465 943 34l1 6338 3003 . — Di « Promienziehung findet am 1 .
Juli 1879 statt.

O e g e r r . 100 fl . - Loose von 1864 . Ziehung am 2 . Dez . 1878
An- zahlu-ig am 1 . März 1879 . Außer den bereis mitg iheilten Haupt -
preisen wurden «och folgende Treffer gezogen : S 521 N . 78 . S . 553
N . 67 je 5 «00 fl. S . 521 N . 41 . S . 2076 N . 7 , 17 je 2000 fl .S . 287 N . 24 , S . 1457 N . 0, S 1984 N . 96 , S . 2738 N . 77,S . 3436 N . 9. S . 3910 N . 89 je 1000 fl .

Anleihe der Stadt Brüssel vom Jahre 1857 .
Ziehung am 2. Dez . 1878. Auszahlung am 1 . Sept . 1879. Haupt -
preise : Nr . 34330 zu 25 000 Fr » . Nr . 45 67 zu 10 .000 Fr » . Nr .
1768 2508 1520i 197,22 2 >310 29135 29179 31242 42502 53946
je 9 >0 Fr » . Nr . 4120 6858 19230 28 02 5 >9l0 53138 57677
62933 66317 68153 l- 500 Fr » . Nr . 28097 37240 52560 je 300
Fr ». Nr . 7146 1034 17236 , 9225 21124 27053 27090 28532
33023 35796 36857 44146 47773 63154 63183 je 200 FrS .

WitternngSbeodachtnah, »
d« meteorologische» Srstisi, »urlSrnpr.
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Verantwortlicher Redakteur
Heinrich Goll in Karlsruhe .

Bürgerliche Rechtspflege.
Oefseutliche Nustorderuugr ».

E .888 . Nr . 28,317 . Rastatt .
In Sachen

der Gemeinde Ottenau
«egen

unbekannt« Berechtigte,
Auffoidecung betreffend.

Beschluß .
Di - Gemeinde Olteuau b,sitzt auf Olten -

»uer Gemarkung folgende Liegenschaslen ,
über deren Erwerb im Grundbuch uichtr
eingetragen ist.

A.. Gebäude :
1) Eine zweistöckige Behausung , daS

PsarrhauS , neben der Murg oud Karl
Steimer ;

2) eine zweistöckige Behausung , daS alte
Schulhau » , auf 29 Ruthen Hofraithe,
rieben Allmend « nd Gregor Krast ;

3) eine zweistöckige Behausung,- daS neu«
SchulhauS , mit Spritzcnremise , nrbea
Allme, d und Schulgarten ;

4) ein zweistöckiges Gebäude, die Zehnt -
scheuer , neben Gabriel Stößer und
Lauer Hurrle Wittwe .

S . Grundstücke :
1) 45 Ar 36 Mrter Walke iw OrtSetter ,

nebeu der Murg u . Joses Bindnagel ;
2) 4 Ai 86 Meter HauSgarren im Oris -

etter , neben Gregor Kraft und Thomas
Merkel jung ;

8) 13 itr 68 Meter Waide im OrtSetter ,
neben der Murg und dem Weg ;

4) 8 Ar 45 Meter HauSgarten im Ort »,
etter , neben Kasimir Krast und Karl
Steimer ;

5) 38 Ar 52 Meter Acker im OrtSetter ,
neben Weg und Ausstößer;

6) 2 Ar 79 Meter Baumschale iw OrtS -
euer , neben dem Weg m d Aufstößer ;

7) 1 Ar 53 Meter Grasland im OitS -
etter , neben dem Weg und Ausstöß-r ;

8) 15 Ar 48 Meter Waide iw OrtSetter ,
ueben dem Weg und Ausstößer;

9) 28 Ar 80 Meter Waide im OrtSetter ,
neben der Murg und dem Weg ;10) 12 Ar 51 Meter Wiesen iw OrtSetter ,
neben Murg und Kanal ;11) 13 Ar 68 Meter Holzlagerplatz im
OrtSetter , neben der Murg und drr
Stoße ;

12) 40 Ar 50 Meter Waide auf dem Richt¬
platz , neben Ausstößer und dem Weg;13) 32 Ar 67 Me er Acker auf dem Richi-
plotz , neben der Murg u . dem Kanal ;14) 12 Ar 96 Meter Acker aus der Sink ,reden JostiSchachmger u Ausstöier ;15) 17 Ar 55 Meter Acker auf der Burk ,neben Karl H . ck und Bernhard Heck
W' t >w > ;

16) 2 Ar 97 Meter Wiesen auf der Bück,neben ThomaS Stößer und Jakob
Schwill ;

17 ) 21 Ar 15 Meter Wiesen auf der Bürk ,neben Franz Kramer und dem Weg;18) 32 Ar 31 Meter Wiesen im Rührig ,
neben Bruno Schneible und Paul
Schmitt ;

19 ) 11 Sr 97 Meter Acker iw RöthelSberg,neben Lufkößer und dem Weg;
20) 2 Hektar 13 Ar 39 Meter Waide im

RöthelSberg, neben Ausstöße! und
Gewann Röhrig ;

21) 27 Ar Wiesen im Grünlipg , neben
Georg K - ast und Geweindcgot ;

22) 8 Ar 91 Meter Waide im Grünling ,
neben dem Gemeindegut n. Aasstößer ;

23) 33 Ar 39 Meter Wiesen aus der Wie-
belSbach . neben Giweindewald Otten¬
au und Gemarkmig Hörde» ;

24) 3 Ar 78 Meter Acker aus der Ssm -
werhald , neben Joses Weißer alt und
Jakob Hurrle ;

25) 28 Ar 53 Meter Wirsen auf der Waz-
lau , neben Lloyr Htmmel und Her¬
mann Wichelhausen ;

26) 7 Ar 65 Meier Wiesen auf der Waz-
tou , neben Au stözer und Hermann
Wichelhausen;

27) 23 Ar 76 Meter Acker auf dem Stein¬
wörth , nebeu Gabriel Harlfinger und
dem Kanal ;

28) 30 Ar 78 Meter Acker aus der Alt -
Wiese, neben dem Gemeindewald, dem
Gewannweg uub Franz Lover Merkel
u . » . ;

29) 44 Ar 91 Meter Acker auf der Alt¬
wiese , neben dem Kemeindewald, Ge¬
wannweg und Franz Lader Merkel;

30) 63 Ar 90 Meter Wiesen aus der Alt¬
wiese , neben dem Weg und Acker ;

31) 5 Ar 4 Meter Wiesen aus der Altwiese,neben Ermeindegut beiderlei » ;
32) 3 Hektar 4 Ar 65 Meter Waide am

Neuberg , neben Veronika Schmitt
n . a . und Lnjstößer ;

33) 33 Ar 21 Meter Wiesen in den Far -
renheckeu , leben dem Gewannweg,
Aufftößec und Weg ;

34) 26 Ax 10 Meter Wirsen aus dem Plan ,neben dem Weg und Ausstöße ! ;
35) 84 Hek er 26 Ar 34 Meier Wald i»

der Wiebelsbach, r eden der Gemarkung
Sulzbach und der Gemarkung Hörden;

tz36) 32 Hektar 30 Ar 55 Meter Wald in
der Sommerhalde , nebenPlivatwleseu ,
Geaimkung Saggeuau und Gemar¬
kung Sulzbach ;

37) 37 Hektar 88 Ar 10 Meter Wald im
Hülsert , einerseits Gemarkung Gag -
«enau , anderseil» Ackerleld ;

, 38)

39)

40)

1 Hektar 87 Ar 20 Meter Wald im
Brückenwäldchen, einerseits Gemar¬
kung Gaggenau , andersciiSGemaikung
Selbach ;
4b Hektar 8 Ar 59 Meier Wald im
Selderg , einerseits Grundstücke der
G meinde, anderseits Güter von Pci -
vaten ;
6 Hektar 48 Ar 9d Meter Wald im
Kupp- lstein, einerseits Prioalwiesen ,
anderseits Gemmkai g Gernsbach.

Ans Antrag deS Gemeinderath » Oltrnau
werden alle Diejenigen , welche au genannte
Liegenschaften in den Grund - und P 'and
düchern nicht eingetragene, auch sonst « icht
bekannte dinglicheRechte, lrhenrechtlicheoder
fiseikommissarische Ansprüche haben oder zu
haben glauben, aufgeforderl, solche

binnen zwei Monaten
geltend zu machen , indem ste sonst der Ge¬
meinde Ottenau gegenüber verloien gehen ,

den 29 , November 1878 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Farenschou .
Balte »

« . 864 . Nr . 28,699 . Rastatt . Ge-
! gen Metzger Georg Risch dahier Hoden

wir Gant erkannt , und e» wird nunmehr
l zum RichtigstellungS- und BorzugSverfah-
; reu Tagsahrt anveraumt aus

Samstag den 21 . Dezember ,
i Barm . 9 Uhr .
! ES werden alle Diejenigen , welche au»

was immer sür einem Grunde Ansprüche an
die Gantmafse machen wollen, aufgefordert,

- solche iu der angesetzien Lagfahrt , be> Ver¬
meidung deS Ausschlusses von der Gant ,
persönlich oder durch gehörig Bevollmäch¬
tigte , schriftlich oder mündlich, anzumelden
und zugleich ihre etwaigen Vorzugs - oder
UnterpsalrdSrechtezu bezeichnen , sowie ihre
Beweisurkunden oorzutegen oder den Be¬
weis durch andere Beweismittel anzutreten .

! Iu derselben Tagfahrt wird ein Masse-
Pfleger und ein GlänbigerauSschoß ernannt ,

, und ein Borg - oder Nachlaßoergleich ver-
sucht werden , und eS werben in Bezug aus
Borgoergleiche und Ernennung deS Maffe-
pflegerS und GläubigerauSschuffeSdieNicht-

! erscheinenden als der Mehrheit der Erschie¬
nenen beitretend angesehen werden.

Die iw Aultande wohnenden Gläubiger
HHen längsten» bi» zu jener Tagsahrt einen
dahier wohnenden Gewalthaber sür den
Empfang aller Einhändigungen zn bestellen
» eiche nach de» Gesetze» der Patter selbst
geschehen sollen , widrigenfalls alle weitern ,
Verfügungen und Erkenntnisse mit der gln -
chen Wirkung , wie wenn sie drr Partei er-
öffnet wären , nur an dem S,tzangSorte de»
Gerichts angellblaaen , bez edungSweiseden -

jenigrn im Ausland « wohnenden
gern , deren Aafrnlhall - art bekannt ist,
durch die Post zugesenkei würden.

Rastalt , den 80 No - embrr 1878.
Großh . bad. Amtsgericht.

Hott .
EL02 . A.« .Nr . 53,380 . Pforzheim

Gegen Maurer Mai t,u Au gen Ke in von
Brötzingen haben wir Gant erkannt und
Tagsahrt zum Richtigstellung» - und Bor
zuaSoersahren auf

Mittwoch den 8 . Januar 1879,
Borw . 9 Uhr ,

ungeordnet.
Alle Diejenigen , welche au» war immer

sür einem Grund Ansprüche an die Masse
wachen wollen, werden ausgefordert, solche
in der Tagfahrt bei Vermeidung deS Aus¬
schlusses persönlich oder durch gehörig Be-
oollmächtigte, schriftlich oder mündlich anzu¬
melden, ihre etwaigen Vorzugs - und Unter-
psandSrechte genau zu bezeichnen und zu
gleich die BeweiSurkunden vorzulegen oder
den Beweis mit andern BeweiSmittelu an-
zutreteu . In der Tagsahrt soll auch eiv
Maffepfleger und ein GläubigerauSschuß er-
annt und ein Borg - und Nachlaßsergleich

versucht werden In Bezug aus Borgver -
gleich und jene Ernennungen wird der Nicht-

^erscheinende als der Mehrheit der Erschiene-
jneu deitretend angesehen . Den AuSläuderu
-wird ausgegeben, bis dahin einen dahin
wohnenden Gewalthaber für den Empfang
aller Einhändigungen , welche der Partei
selbst geschehen sollen, zu bestellen , widrigen«
alle weiterenBerfügnngen mit Wirkung der
Eröffnung an der GerichtStafelangeschlagen ,
bezhw . den bekannten Gläubigern durch die
Post zugesendetwürden.

Psorzheim , den 2. Dezember 1878.
Großh. bad . Amtsgericht.

Birk .
! « .867. Nr . 14803 Kork . Gegen
>Ziegler Georg JockcrS von Willst«« ha¬
ben wir Gam erkannt, und e» wird nun -
mehr zum RichtigstellungS- and Vorzug»,
verfahren Tagsahrt »nberanmt ans

Montag den 23 Dezember d. I .,
Vorminag « 9 Uhr .

E» werde« alle Diejenigen , welche aut

Pfleger und et« GläubigerauSschuß ernannt
und ein Borg - oder Nachlaßvergleich ver¬
sucht werden, und eS werben in Bezug ans
Borqvergleiche und Ernennung deS Maffe¬
pfleger» und GläubigerauSschusse- die Nicht¬
erscheinenden al» der Mehrheit der Erschie¬
nenen deitretend angesehen werden. «

Die im Aultande « ahnenden Gläubigerroden längsten» bis zu jener Tagfabrt eine»
dahier wohnenden Gewalthaber sür de»
Empfang aller Einhändigungen z» bestelle«,
welche nach den Gesetzen der Partei selbst
geschehen solle » , widrigenfalls alle wette¬
ren Berfügungen und Erkenntnisse . mit der
gleichen Wirkung , wie wenn ste der Partei
eröffnet wären , nur an dem Sitzung »-
orte de» Gericht- angeschlagen , beziehungs¬
weise denjenigen im AuSlaude wohnenden
Gläubigern , deren Auseaihalliort bekannt
ist , durch die Post zugesendet würden .

Kork , den 26 Nooemder 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

R a m st e i o.
Anwünschung.

E .907. Nr . 4761 Karlsruhe .
Erkenntniß .
Die Anwünschung der Amalie,
ged Garenflo , Ehefrau de»
Kaufmanns Coriftian Schön -
thal , in Friedrich» ,hol beir.,wird erkannt :

Da « Erkenntniß Großh . Amtsgericht»
Karlsruhe vom 27 . September d. I ., Nr .
50,207 , besagend :

Die Anwünschung der Amalie, geb .
Gore , flo , Ehefrau de» Kaufmann »
ChristianSchöathal von griedrich»-
thal , Seilen » de» Kaufmanns Gastav
Goren flo und deffen Ehesrau , Er¬
nestine. geb . Gvrensto, von Friedrich»-
thal hat statt,

ist bestätigt und hat folglich die Anwün¬
schung statt.
Karlsruhe , den 26 . November 1878.

Großh . bad . Kreis - und Hofgericht.
ApPellationS Senat .

S e r g e r.
Erbeiiavrilunge».

E889 . 1 . Nr . 40965 . Freiburg .werden
« aS immer für einem Grunde Ansprüche msi Die Wittwe de» »erstorbenen

"
Küfer Her -

die Gantmaffe machen wollen, ausgefoldert, mann Hans er dahier, Karolino , geborene
solche in der angesetzien Tagsahrt , bei Ber - Geigele , hat um Einsetzung ,n die Ge-
wridung de» AnSschtnffe » »on der Gant, -währ deS Nachlasses ihre» Ehemannes ge-
Persönlich oder durch gehörigBevollmächtigte, beten und soll dem Anträge statt,c,eben
schriftlich oder mündlich) anzumelden und werden, wenn
zugleich ihre etwaigen Vorzugs - oder Unter- ^ binnenvierWoche «
pfandsrechte zu bezeichnen , sowie ihre Be - keine Einsprache dagegen erhoben wird.Weisurkunden »orzulegrn oder den Beweis
durch andere Beweismittel anzutretea .

Ja derlelbeu Tagsahrt wird ein Maffe-

Freibnrg , den 28 November 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

« r S f f.
Druck und Verlag der G. Braun ' schen Hofbuchdruckerei .
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